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Der Flugplatz wird Stück für Stück grüner
Weil der Flugplatz in Buochs nur noch zivil genutzt wird, renaturiert dieGenossenkorporation Buochs nun gewisse Flächen.

Flugzeuge starten und landen.
Nebenanmacht sichein riesiger
Bagger anderPiste zu schaffen.
Der Flugplatz wird verkleinert.
Denn die Zeiten, als Mirages
beimFlugplatzBuochsabhoben
und landeten, sind langevorbei.
2013 hat sich die Armee defini-
tiv zurückgezogen und den
Flugplatz auch als «Sleeping
Base», also als Notflughafen,
abgestossen.Erwird seithernur
nochzivil genutzt.DieKorpora-
tion Buochs kaufte vom Bund
rund 203 000 Quadratmeter
Fläche zurück, die nicht mehr
für den Flugbetrieb gebraucht
wird.Es sinddieRedundanzpis-
te, Rollwege, das Areal auf der
SeiteFadenbrückemitdenFlug-
baracken undHangars.

Seit fünf Jahren betreibt die
Genossenkorporation Buochs
nuneineinzigartigesRenaturie-
rungsprojekt für die nicht mehr
benötigte Piste und die Rollwe-
ge. Wo bis 2004 Militärflieger
abhoben und aufsetzten, ent-
steht Landwirtschaftsland, das
die Korporation an Landwirte
verpachtet, wie sie das schon
immerbeimWieslandzwischen
den Pisten getan tat. Dies ist
auch eine Auflage des Bundes,
die er beimVerkaufderFlächen
an die Korporation gestellt hat.

DerHumuskommt
ausderNähe
ImFrühling2016hatderBagger
seine Arbeit aufgenommen.
Seither rücktermit seinermäch-
tigen Schaufel dem Asphalt zu
Leibe – Meter für Meter. Nach
fünf Jahren sind etwa drei Vier-
telder rund75 000Quadratme-

ter der zu renaturierenden Flä-
chegeschafft –nichtmehr.Denn
mit demAbbrechen des Pisten-
belags ist esnicht getan.EinTeil
desausgebautenBelagsbeinhal-
tet schädlicheVerbindungen.Er
muss darum inHolland speziell
aufbereitet und rezykliert wer-
den. Wenn die Oberfläche frei-
gelegt ist, wird auch noch das
darunterliegende Material aus-
gebaggert: Ausbruchmaterial

vom Bürgenberg, das in den
1930er-Jahren für den Bau des
damaligen Réduitflugplatzes
verwendet wurde.

Auch wenn das Entfernen
dieses Überbleibsels aus einer
vergangenen Epoche seine Zeit
braucht: Den Takt für diese Re-
naturierungsarbeitengibteinan-
derer Faktor vor. Es ist der Hu-
mus, der neben der entfernten
Piste auf einem Haufen schon

für denEinbau bereitsteht. Die-
ser hat einen etwas kürzeren
Transportweg hinter sich. «Wir
wollten den Humus nicht ein-
fachvon irgendwoherherankar-
ren»,erklärtAndreasKeiser,Ge-
schäftsführerderGenossenkor-
poration Buochs, vor Ort.
Während für den Untergrund
«normale» Erde verwendet
wird, kommt für dieOberfläche
HumusvonBaustellender eige-

nen Korporation oder von be-
nachbarten Korporationen zum
Zug. Diese befinden sich alle in
derNähe.

So stammt ein Teil von den
damaligen Baustellen für den
Bau des neuen Depots der
Feuerwehr Buochs/Ennetbür-
gen oder des neuen Gebäudes
vonGetränkeLussi inOberdorf.
Die bisher letzte Lieferung die-
ser hochwertigen, nährstoffrei-

chenErde stammt vonder Bau-
stelle beim Swissint-Areal in
Oberdorf,womitdemErsatzbau
Süd ein neues Logistikzentrum
für Kanton und Swissint ent-
steht. «Erst, wenn wir genug
Humusbeisammenhaben,neh-
men wir jeweils wieder eine
Etappe inAngriff», erklärtAnd-
reasKeiser dasVorgehen.Brau-
neFlächenverraten,wokürzlich
renaturiert wurde. «Bis Ende
Sommerunterscheidet sichdie-
se Fläche nicht mehr vom be-
stehendenWiesland.»

TeilderRedundanzpiste
bleibt erhalten
Allerdings wird nur die Hälfte
der Fläche renaturiert, die für
den Flugverkehr nichtmehr be-
nötigtwird.DerTeil derRedun-
danzpiste inRichtungSeebleibt
bestehen und kann weiterhin
etwaalsAutoparkplatzwährend
der «Iheimisch» oder bei ande-
ren Grossanlässen genutzt wer-
den.AuchdieModellfluggruppe
darf «ihre» Pistenfläche behal-
ten, um ihre Modellflieger star-
ten und landen zu können.

Mit dem Fortschritt der
Arbeiten,welchedieGenossen-
korporationBuochsauchbeiden
zu renaturierenden Flächen auf
demBodenderGenossenkorpo-
rationenEnnetbürgenundStans
durchführt, ist Andreas Keiser
zufrieden. Auchmit denKosten
sei man auf Kurs. Zwischen
sechs und sieben Millionen
FrankenrechnetdieKorporation
Buochs für jenenTeil, densieauf
ihremGrundstück renaturiert.

Matthias Piazza

Andreas Keiser, Geschäftsführer der Genossenkorporation Buochs, auf frisch renaturierter Parzelle. Bild: Pius Amrein (Buochs, 30. April 2021)

Volksbegehren gehen Landwirten zu weit
Bäuerinnen undBauern inObwalden undNidwalden setzen sich gemeinsamgegen die Trinkwasser- und die Pestizid-Initiative ein.

Martin Uebelhart

Am13. JunibefindetdasSchwei-
zer StimmvolküberdieVolksin-
itiative für sauberesTrinkwasser
und gesunde Nahrung und die
Volksinitiative «Für eine
Schweiz ohne synthetischePes-
tizide». Den meisten Bäuerin-
nen und Bauern gehen diese
Volksbegehren zuweit – auch in
Nidwalden undObwalden.

Auf dem Hof von Monika
undSimonNiederberger inAlp-
nach stellten sie gestern ihreAr-
gumente gegen die beiden Ini-
tiativenvor.DieTrinkwasser-In-
itiative habe mit dem
Trinkwasser nicht viel zu tun,
sagte Monika Lussi-Vogler, die
Präsidentin des Nidwaldner
Bäuerinnenverbands. Sie ziele
ausschliesslich auf die Bedin-
gungen ab, unter denen ein
landwirtschaftlicherBetriebDi-
rektzahlungenerhält. «WirBau-
ernsinddieLetzten,die schlech-
tes Wasser brauchen können»,
sagteMonikaLussi.Die Initiati-
vebergedieGefahr, dass gewis-
se Betriebe auf die Direktzah-
lungen verzichteten und aus
dem ökologischen Leistungs-
nachweis ausstiegen.

Bei der Pestizid-Initiative
seien die Auswirkungen auf

NidwaldenundObwalden viel-
leicht nicht auf den erstenBlick
zu erkennen. Unter die Pestizi-
de fielen Pflanzenschutzmittel
undBiozide, hielt sie fest. Letz-
tere würden zum Schutz von
Mensch und Tier in der Land-
wirtschaft, aber auch im priva-
ten Bereich verwendet. «Viele
Reinigungs- undDesinfektions-
mittel,welche inderCoronazeit
nicht mehr wegzudenken sind,
gehören zu denBioziden», sag-
te sie.

Pestizidgesetzmacht
konkreteVorgaben
DerObwaldner StänderatErich
Ettlin widersprach dem Vor-
wurf, die Politik würde in den
Bereichen, aufwelchedieVolks-
initiativen abzielen, nicht han-
deln.Er zeigte auf, dass gestützt
auf eine parlamentarische Ini-
tiativeeinPestizidgesetzaufden
Weggebracht undvomBundes-
rat in die Vernehmlassung ge-
schicktworden sei. «ImGegen-
satz zudenextremen Initiativen
enthält das Pestizidgesetz kon-
kreteVorgabenundZiele,die für
die Landwirtschaft durchaus
schmerzhaft sind», führteEttlin
aus. In dem Gesetz stehe, dass
keine Pflanzenschutzmittel zu-
gelassen werden dürften, die

Nebenwirkungen für die Ge-
sundheitderMenschenundTie-
re und für die Umwelt hätten.
Weiter halte es fest, dass die
Qualität des Trinkwassers der
Oberflächengewässer und des
Grundwassers verbessert wer-
denmüsse. «Damit ist alles ge-
sagt und auch umgesetzt, was
die beiden Initiativen wollen»,
konstatierte er.

Sepp Odermatt, Präsident des
Nidwaldner Bauernverbandes,
zeigte auf, dass sichein Ja zuden
Volksbegehren auf zahlreiche
Bereiche auswirken würde: die
Tierhaltung, den Futteranbau
oderdenObstbau.NegativeFol-
gen befürchtete er auch für die
Alpwirtschaft.Mitweniger Tie-
renwerdedieseuninteressanter,
die Alpen würden nicht genü-

gend oder gar nicht mehr be-
stossen.

Nebenerwerbheisstmehr
BelastungfürdieBetriebe
Gastgeber Simon Niederberger
betreibt seinen Hof nach einer
zweijährigen Umstellung seit
2019 als Biobetrieb. Der Hof –
mit 27 Hektaren überdurch-
schnittlichgross fürObwalden –
umfasst Flächen von der Tal-
zone bis in die Bergzone 3. Er
hältMilchküheundMutterscha-
fe, auf demHof stehen über 80
Hochstammbäume.FürdieMi-
gros-Tochter Micarna zieht er
2000 Mastpoulets gross. «Die
Trinkwasser-Initiative würde
für unseren Betrieb bedeuten,
dasswir dieMastpoulets aufge-
ben müssten», zeigte er sich
überzeugt. Das Futter für die
Hühnerkönnten sienicht selber
produzieren und auch der Fut-
termittelhersteller sei auf einen
gewissenAnteil an Importenan-
gewiesen. «Mit dem Wegfall
dieses Betriebszweigs müssten
wir unsGedankenmachen, wie
wir das fehlende Einkommen
erwirtschaften könnten», sagte
Niederberger, der auch Präsi-
dentdesObwaldnerBauernver-
bandes ist. Ein zusätzlicher
Nebenerwerb würde eine zu-

sätzliche Arbeitsbelastung be-
deuten.UnddieseBelastung sei
auf vielen Betrieben bereits
hoch.

Das unterstrich Petra
Rohrer Stimming, Co-Präsi-
dentin der Obwaldner Land-
frauen und CVP-Kantonsrätin.
Mit Blick auf die bäuerlicheBe-
ratungs- und Vermittlungsstel-
le bereite ihr die Annahme der
Initiativen Sorgen. Seit dem
Start im Jahr 2019 hätten sich
die Beratungsstunden schon
mehr als verdoppelt. Hilfesu-
chende mit einer Überlastung
imAlltag durchBetrieb,Neben-
erwerb und Familie berichte-
ten, bei externen Stellen viel-
fach denRat erhalten zu haben,
denNebenerwerb aufzugeben.
Das sei wie eine Faust ins Ge-
sicht: «DieMehrheit derBetrie-
be in unserer Region kann nur
mit demLohn aus demNeben-
erwerb geführt werden.»

Der Nidwaldner Mitte-
Landrat Otmar Odermatt wies
gesterndaraufhin,dasseineAn-
nahme der beiden Volksbegeh-
ren auch KMUs, die in der Le-
bensmittelproduktion tätig sei-
en, und weitere nachgelagerte
Betriebe beträfe. «Hier stehen
viele Arbeitsplätze auf dem
Spiel», hielt er fest.

MonikaLussi-Vogler
Präsidentin Bäuerinnen-
verbandNidwalden

«WirBauernsind
die letzten,die
schlechtesWasser
brauchenkönnen.»

SimonNiederberger
Präsident Bauernverband
Obwalden

«DieTrinkwasser-
initiativewürde für
unserenBetrieb
bedeuten,dasswir
dieMastpoulets
aufgebenmüssten.»


